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Lesehinweis 

Die folgende GOUVERNEMENTALITÄT SOZIALER ARBEIT umfasst als macht- und 
diskursanalytische Studie zwei Teile: eine genealogische Rekonstruktionsskizze 
als ersten Teil und eine Dispositiv-Rekonstruktion im zweiten Teil. Im ersten 
Teil werden dominierende Denkweisen innerhalb der Debatten um Soziale Ar-
beit, im zweiten Teil das Regelmäßigkeitssystem politischer Rationalitäten in 
den Feldern der Kinder- und Jugendhilfe an der Jahrtausendwende analysiert. 
Der erste Teil basiert auf einer Analyse relevanter theorie-konzeptioneller Ar-
beiten, der zweite Teil auf einer Analyse praxis-konzeptioneller Materialien. Den 
systematischen Grundstock der Materialanalyse bilden zwei Jahrgänge (1999/ 
2000) von Periodika, die von den bundesrepublikanischen Landesjugendämtern 
herausgegeben werden.  

Mit dem vorangestellten Prolog und dem abschließenden Epilog wird ver-
sucht, die Positionierung dieser Arbeit zu skizzieren und eine mögliche Deu-
tung der vorgestellten Rekonstruktionsergebnisse anzubieten.  

Die Erstauflage dieser Studie erschien im Jahr 2005, die vorliegende Neuauf-
lage 15 Jahre später im Jahr 2020. Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, 
wurde die Neuauflage in zweifacher Weise überarbeitet und ergänzt: Der ur-
sprüngliche Text hat (1.) an den Stellen eine Aktualisierung erfahren, wo die 
analysierten Entwicklungen am Ende der ersten beiden Jahrzehnte des 21. Jahr-
hunderts eine deutlich andere Gestalt und einen anderen Inhalt angenommen 
haben als zum Untersuchungszeitpunkt; und (2.) wurde er mit einem Nachwort 
versehen, das die Studie selbst historisiert und in dem auf zentrale Einwände 
reagiert wird, die die Studie in der wissenschaftlichen Diskussion erfahren hat. 

Terminologisch wird im Folgenden von „wohlfahrtsstaatlichen Arrange-
ments“ die Rede sein, wenn politische Rationalitäten im Mittelpunkt der Analyse 
stehen. Von einem „sozialstaatlichen Sicherungssystem“ oder „sozialstaatlichen 
Maßnahmen“ ist die Rede, wenn die Technologien, das heißt die institutionelle 
Ausprägung des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements, in den Blick genommen 
wird. Im primären Erkenntnisinteresse standen in der vorliegenden Studie aber 
erstere, also die politischen Rationalitäten. 

Die weibliche und männliche Form wird an den Stellen, an denen die herr-
schende Geschlechterzuschreibung nicht von expliziter Bedeutung für die Ar-
gumentation ist, abwechselnd und damit austauschbar verwendet. Nur wenn 
ausdrücklich auf die zweigeschlechtliche Differenzierung hingewiesen werden 
soll, ist die Differenzierung auch terminologisch markiert.  
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Prolog: Die Veredlung des Menschen? 

„Das Mißverständnis besteht darin, in der Seele des Menschen etwas wie 
einen Kern anzunehmen, den man ‚Ich‘ nennt. Man stößt auf ihn, wenn 
man nur konsequent genug in sich geht, und er ist es auch, der durch den 
ganzen Lebenslauf hindurch derselbe bleibt. (…) Das Bild vom Kern der 
Person hat nichts mit dem zu tun, was er empfand. Viel eher traf das Bild 
eines leeren Raumes zu, durch den die Gefühle zogen. Sie kamen, blieben, 
gingen, wurden durch andere abgelöst. Es gab keinen Ort der Resistenz, 
von dem aus etwas hätte bewahrt oder unberührt gehalten werden kön-
nen.“ 
(Reemtsma, Im Keller, S. 197 f.) 

Das Subjekt „lernt, über sich selbst zu verfügen, seine eigenen Perspektiven zu 
fassen und zu verfolgen; es wird imstande, sich selbst zu erziehen“. Mit diesen 
Worten beschreibt Michael Winkler am Ende seiner THEORIE DER SOZIALPÄD-
AGOGIK das Ergebnis einer gelungenen sozialpädagogischen Intervention (Wink-
ler 1988, S. 335). Gelungene Erziehungsprozesse führen demnach zur Ausbil-
dung subjektiver Selbstführung. Eine scheinbar selbstverständliche Annahme, 
beansprucht die neuzeitliche Pädagogik doch die Ermöglichung einer möglichst 
weitgehenden Persönlichkeitsentfaltung der nachwachsenden Generation als 
ihre Aufgabe: den Gebrauch der eigenen Kräfte (vgl. Rousseau 1995 [1762], 
S. 39). Lebensbewältigungsfähigkeit nennt Lothar Böhnisch das erhoffte Ergeb-
nis sozialpädagogischer Unterstützungsleistungen: „subjektive Handlungsfähig-
keit in kritischen Lebenssituationen“ (Böhnisch 2002, S. 202; vgl. Böhnisch/ 
Scheffold 1985). Hermann Nohl wusste bereits 1914: Das Ziel der „großen Päd-
agogen […] ist immer die Veredlung des Menschen, […] Entfaltung von bis 
dahin in ihm nicht vorhanden gewesen Kräften“ (Nohl 1914², S. 107). Inwieweit 
ein solcher Gebrauch eigener Kräfte die Entfaltung bisher nicht da gewesener 
Kräfte voraussetzt, oder wie Rousseau im EMILE schreibt, eine Entfaltung der 
natürlich vorhandenen Kräfte der nachwachsenden Generation erfordert, scheint 
nur eine Frage der konzeptionellen Gestaltung des Weges zu einem bereits fest-
stehenden Ziel (vgl. Rousseau 1995 [1762], S. 61): möglichst autonom hand-
lungsfähige „Subjekte“. „[D]er Mensch soll [das] Verhängtsein hinter sich lassen, 
das Licht wahrhaft erfahren, das in ihm ist, sinnlich, greifbar, als verwandelte 
Welt. Den Weg, der beleuchtet werden soll, der aus dem Dunklen in das Helle 
führt, hat Amos Comenius bezeichnet. Bildung ist ‚educatio‘, Hinausführung“, 
mit diesen erlösungsgleich gesprochenen Worten fasst der Bildungstheoretiker 
Joachim Heydorn am Ende seine Streitschrift ÜBER DEN WIDERSPRUCH VON 
BILDUNG UND HERRSCHAFT die pädagogische Übereinkunft über das Ziel ihres 
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Interventionshandelns zusammen (Heydorn 1970, S. 337; Hervorh. F. K.). Die 
Selbstführung scheint dem Menschengeschlecht verheißen, so die vernunft- 
und subjektidealistische Botschaft, die derart unterschiedliche Positionierungen 
wie denjenigen Nohls und Heydorns gemeinsam ist (vgl. Bäumler 1995, S. 85). 
Das Ziel pädagogischer Intervention scheint unzweifelhaft, streitbar nur der 
Weg dorthin. Platon fordert im Höhlengleichnis noch eine gewaltsame Heraus-
führung des unkundigen Menschen aus der fast dunklen Höhle in das Sonnen-
licht der Erkenntnis und hält dafür nur eine kleine Zahl von Auserwählten für 
fähig. Mit der Aufklärung wird der Mensch von Rousseau und Kant zum eige-
nen Gehen aufgefordert, wird jeder Mensch zur leiblich verfassten subjektiven 
Einheit erklärt. Allerdings scheint für diese das eigene Gehen noch immer nur 
unter Führung anderer erlernbar. Anfangs sind sie nicht gehfähiger als die Kna-
ben im antiken Athen, das bestreiten nicht einmal Reform- und Anti-Pädagogen.  

Doch: Ist das Ziel, subjektive Selbstführung, das „Subjekt-Werden“ jemals 
erreichbar? Sprechen historische Erfahrungen, wie diejenigen aus den Feldern 
Sozialer Arbeit, nicht gegen eine derartige Hoffnung auf Erlösung aus einem 
Zustand andauernder Fremdführung? 

Pädagogische Konzeptionen schließen mit ihrer Grundannahme eines leib-
lich umschlossenen Subjekts, einer substanziellen Subjekt-Figur also, an klas-
sisch vernunfttheoretische Konzeptionen an, wie sie beispielsweise Johann G. 
Fichte in GRUNDLAGE DER GESAMTEN WISSENSCHAFTSLEHRE formuliert: „Das 
Ich setzt sich selbst, und es ist, vermöge dieses blossen Setzens durch sich selbst; 
und umgekehrt: das Ich ist, und es setzt sein Seyn, vermöge seines blossen 
Seyns. Es ist zugleich das Handelnde, und das Product der Handlung; das Thä-
tige, und das, was durch die Thätigkeit hervorgebracht wird“ (Fichte 1971, 
S. 96, Hervorh. im Orig.; vgl. Winkler 1988, S. 141 ff.). Die Figur des autonom 
handelnden Subjekts wird zum Endpunkt allen Seins erklärt. Pädagogisches 
Denken erweist sich in dieser Form als entwicklungsgeschichtliche Weltdeutung, 
es basiert auf der Vorstellung, „daß es ein grundlegendes Entwicklungsgesetz 
der Geschichte gäbe“ oder aller Geschichte die Einheit der bestehenden Gegen-
sätze zu Grunde liege: die Einheit und Gültigkeit subjektiver Selbstführung 
(Scherrer 1995, S. 462). Doch in welcher Weise wird sich die erhoffte Welt 
selbst Erziehender, subjektiv Handlungsfähiger, derart veredelter Menschen zei-
gen? Als „Jenseits“ endgültiger Erlösung, wie dies Amos Comenius annahm 
(vgl. Heydorn 1970, S. 337)? In Gestalt eines sittlichen Gemeinwesens, das heißt 
als Resultat all der mobilisierten, sittlichen und tugendhaften Kräfte (vgl. Natorp 
[1899] 1925)? In Form eines „Reichs der Freiheit“ sozialer Arbeitsgemeinschaf-
ten (vgl. Mennicke [1937] 2001)? Oder etwa als freie Gesellschaft unter den Be-
dingungen einer neo-liberalen VERFASSUNG DER FREIHEIT (Hayek 1991)? Egal? 
Hauptsache selbstbestimmt? 

Es reicht nicht aus, „Sittlichkeit“ oder „Natur“ oder einen Freiraum zur 
Ausbildung des „menschlichen Geistes“ und „Subjektivität“ anzunehmen und 
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fachliches pädagogisches Handeln dann an dieser Annahme ausrichten zu wol-
len. Notwendig ist vielmehr eine Rekonstruktion und Reflexion historisch-spe-
zifischer Gestaltungsweisen des Sozialen, um verhandelbar zu machen, welche 
Selbst- und Fremdführungsweisen ermöglicht und welche verhindert werden 
sollen. „Subjektivität“ bleibt dann notwendig unbestimmt und der Subjektwer-
dungsprozess unabschließbar. Und eben dieser Prozess sollte in den Untersu-
chungsfokus rücken: Aufgabe ist eine Analyse von Subjektivierungsweisen. 

Subjekt- und vernunftkritische Einwände verweisen seit langem darauf, dass 
die abendländisch-aufklärerische Vorstellung eines mit sich selbst identischen, 
vernünftigen „Subjekts“ eine verengte Sichtweise darstelle: „Ich-Identität als 
Subjektform ist keineswegs Universalform, sondern vielmehr historisch spezifi-
scher Ausdruck bürgerlich-abendländischer Gesellschaften“ (Bolay/Trieb 1988, 
S. 31). Außerdem stellen sie die Voraus-Setzung von „Subjektivität“, wie die da-
mit häufig verbundene transzendentalphilosophische Argumentation in Frage: 
„Es ist zweifellos nicht möglich, den empirischen Inhalten einen transzendenta-
len Wert zu geben, noch, sie in Richtung auf eine konstituierende Subjektivität 
zu verlagern, ohne wenigstens verschwiegen einer Anthropologie Raum zu ge-
ben, das heißt einer Denkweise, in der die Dejure-Grenzen der Erkenntnis – und 
infolgedessen jeden empirischen Wissens – gleichzeitig die konkreten Formen 
der Existenz sind, so wie sie sich genau in demselben empirischen Wissen erge-
ben“ (Foucault [1966] 1974, S. 306). Doch derartige Einwände scheinen an der 
Mehrheit erziehungswissenschaftlicher Vergewisserungen noch immer relativ 
spurlos vorbeizuziehen oder werden im Anschluss an sozialtheoretische Ein-
wände, wie denjenigen von Jürgen Habermas, als anti-aufklärerische oder gar 
anti-humanistische Gegenentwürfe desavouiert (vgl. Habermas 1998, S. 313 ff.). 
Ein Glaube an Hoffnung auf Hoffnung, ein in diesem Sinne aufklärerischer 
Glaube, kann allerdings im Rahmen analytischer Arbeiten nicht schlicht vor-
ausgesetzt werden.  

Der Blick auf die aktuellen Transformationen des bisher gültigen wohl-
fahrtsstaatlichen Arrangements des Sozialen lässt in den Feldern Sozialer Arbeit 
aktuell erfahrbar machen, welche immense Gefahr der Vernutzung besteht, 
wenn ein solcher Glaube sich nicht seiner historischen Kontingenz und damit 
aktueller hegemonialer politischer Rationalitäten und Technologien vergewis-
sert und sich daran anschließend reflexiv ausweist und sichtbar wie nachvoll-
ziehbar positioniert. Denn die wachsende Zahl neosozialer Regierungsprogram-
me zur Aktivierung subjektiver Lebensgestaltungsverantwortung schließt seman-
tisch fast bruchlos an vernunfttheoretische Selbstführungsprogramme an. Mehr 
noch: Neosoziale Strategien geben Freiheitsversprechungen an die Bürger*in-
nen in bisher ungekannter Weise, wenn auch mit sehr spezifischen Konnotatio-
nen: das einzelne (individuelle wie kollektive) Subjekt wird für Voraussetzun-
gen wie Folgen des eigenen Handelns allein verantwortlich erklärt. Macht- und 
Herrschaftszusammenhänge, die sich für die Nutzer*innen Sozialer Arbeit häu-
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fig als eine Destabilisierung von Lebenslagen, als Beschränkung sozialer Teilhabe-
möglichkeiten oder als Prozess symbolischer Einschließung darstellen, bleiben 
systematisch unberücksichtigt. Ein uraltes Problem innerhalb theorie-konzep-
tioneller Vergewisserungen um sozialpädagogische Interventionsstrategien. Be-
reits sozialpädagogische Frühdenker, wie Johann Heinrich Pestalozzi 1777 im 
ersten Brief an Niklaus Emanuel Tscharner ÜBER DIE ERZIEHUNG DER ARMEN 
LANDJUGEND, gehen von der Annahme aus: „Diese Lehren oder vielmehr Fer-
tigkeiten sollen ihm Ersatz seiner Armut sein“ (Pestalozzi [1777] 1979, S. 20; 
Hervorh. F. K.).  

Den nachfolgenden Überlegungen liegt demgegenüber die erkenntniskriti-
sche Überzeugung zugrunde, dass erst eine Inblicknahme der Prozesse ambi-
valenter Gleichzeitigkeit von Fremd- und Selbstführung, sichtbarer und the-
matisierbarer historisch-spezifischer Subjektivierungsweisen also, ein pädago-
gisch-professionelles Handeln im Glauben an eine unbestimmte Qualität des 
Menschlichen ermöglicht. Erst mit der Dechiffrierung herrschender Markierun-
gen kann die pädagogische Aufgabe des permanenten Auslotens realer Ambiva-
lenzen gelingen. Diese Widersprüchlichkeiten kennzeichnen auch die neosozialen 
Transformationen bisheriger wohlfahrtsstaatlicher Arrangements des Sozialen 
seit dem Ende des 20. Jahrhunderts. Analysen historisch-spezifischer Subjekti-
vierungsweisen ermöglichen insofern eine offensive politische Auseinanderset-
zung über Hoffnungen, Strategien und Maßnahmen, nicht dermaßen regiert zu 
werden (vgl. Foucault 1992, S. 12). Subjektidealistische Synthetisierungshoff-
nungen helfen hinsichtlich derartiger Vergewisserungen nicht weiter. Analysen 
von Subjektivierungsweisen, wie sie im Folgenden im Anschluss an Arbeiten 
Michel Foucaults in Form einer GOUVERNEMENTALITÄT SOZIALER ARBEIT vor-
geschlagen werden, plädieren damit nicht für ein Ende des Aufklärungspro-
jekts, sondern für dessen radikalisierte, nämlich skeptische und achtsame, Fort-
führung. Denn: Wir finden „die Qualität des Menschlichen nicht in irgendeinem 
definierten Zustand, sondern in dem notwendig unentschiedenen Kampf, in 
dem derjenige begriffen ist, der das Gegebene, was immer es sein mag, zurück-
weist, weil es das Gegebene ist“ (Bataille 1997, S. 55; Hervorh. im Orig.).  

  



 

Erster Teil 
Zur Dechiffrierung einer Objektivität 
Sozialer Arbeit 
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1 Das Soziale 

„Cher Maître, 
nein, ich schöpfe selten direkt aus meinen eigenen Erinnerungen. Dennoch 
bestimmt meine Vergangenheit die Grenzen, in denen sich meine Phanta-
sie bewegt. Unsere Kindheit, die jeweilige Vorgeschichte, die uns in den 
Knochen steckt, ist nicht die Zwangsjacke, für die wir sie halten“ 
(Patricia Dunker, Die Germanistin, S. 80) 
 
„Der Verurteilte wird nirgends eingesperrt. Ihm wird lediglich ein Stütz-
gefecht um den Körper geheftet, eine Art Schnürleib aus schmiegsamen, 
aber starken Stäben. Dieses Skelettmäntelchen unterliegt ständiger Kon-
trolle von seiten eines in die Kleidung eingenähten Compjuristers, d. h. 
eines mikrominiaturisierten Gerichtsbarkeits-Computers. Der Mensch 
steht also unter dauernder Aufsicht, die ihn von vielen Tätigkeiten und 
von mancherlei Lebensgenüssen abhält“ 
(Stanislaw Lem, Der futurologische Kongreß, S. 72) 

1.1 Wohlfahrtsstaatliche Arrangements des Sozialen 

Das 18. Jahrhundert hat dem „liberalen Optimismus“ gehört (Castel 2000, 
S. 203; 151 ff.): „Das Eigentum, das jeder Mensch an seiner Arbeit besitzt, ist in 
höchstem Maße heilig und unverletzlich, weil es im Ursprung alles andere Ei-
gentum begründet. Das Erbe eines armen Mannes liegt in der Kraft und in dem 
Geschick seiner Hände, und ihn daran hindern, beides so einzusetzen, wie er es 
für richtig hält, ohne dabei seinen Nachbarn zu schädigen, ist eine offene Ver-
letzung dieses heiligsten Eigentums, offenkundig ein Übergriff in die wohlbe-
gründete Freiheit des Arbeiters und aller anderen, die bereit sein mögen, ihn zu 
beschäftigen“ (Smith [1776] 1998, S. 106).  

Mit der Universalisierung des Lohnarbeiterprinzips zum hegemonialen 
Vergesellschaftungsprinzip wird im 19. Jahrhundert deutlich, dass diese „Frei-
heit der Arbeit“, die Adam Smith für das entscheidende Instrument der Wohl-
standsproduktion hält, keine Überwindung sozialer Ungleichheit leistet. Soziale 
Stratifikationsmuster, wie sie sich in der Ständegesellschaft ausbilden, wurden 
in verblüffender Gestaltpermanenz trotz aller (markt)gesellschaftlichen Trans-
formationsprozesse ins 19. Jahrhundert überführt (vgl. Wehler 1995, S. 704 ff.). 
Gleichzeitig prägt sich die klassengesellschaftliche Stratifikation als Nachfolge-
rin der ständegesellschaftlichen sozialen Polarisierung bis zum Beginn des Ers-
ten Weltkriegs weiter aus.  
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Defensive Regierungsstrategien, wie sie ein Marktliberalismus à la Smith 
vorsieht, scheinen einer wachsenden Zahl von politischen Denkern wie politi-
schen Aktivisten im 19. Jahrhundert zunehmend unzureichend. Vorstellungen 
eines starken Staats werden vor allem von den rechtshegelianischen Katheder-
sozialisten gepredigt und setzen sich seit Mitte dieses Jahrhunderts auch durch: 
„Immer ist ihnen der Staat das großartigste sittliche Institut zur Erziehung des 
Menschengeschlechts“ (Schmoller 1872, zit. nach Böhnisch/Schröer 1999, S. 33). 
Mit der Reichseinigung wurden in einer „Revolution von oben“ die Streben ei-
nes solchen etatistischen Arrangements des Sozialen eingezogen (Wehler 1995, 
S. 329). Den wohl radikalsten etatistischen Entwurf hat Robert von Mohl vorge-
stellt (vgl. Mohl 1844): „Keiner traut dem bürokratischen Staatsapparat mehr 
zu als er: Mittels gezielter Strategien […] läßt sich die ‚gehörige Volkszahl‘ pro-
duzieren […]; Leben und Gesundheit jedes einzelnen Bürgers werden von 
Staats wegen besorgt […]; weiter schreiten Beamte ein, wenn die Befriedung der 
‚nothwendigen Lebensbedürfnisse‘ stockt [… ; …] zu guter Letzt kümmern sich 
kompetente Beamte um religiöse und sogar ästhetische Erziehung“ (Fach 2003, 
S. 122).  

Vor dem Hintergrund dieser herrschaftsdominierten Einigungskonstruktion 
von 18711, und einer wachsenden Angst der Mächtigen vor einer erstarkenden 
Sozialdemokratie, die das Bürgertum durch eine Einforderung demokratischer 
Grundrechte für alle Bürgerinnen und Bürger mit seinen eigenen Waffen zu 
schlagen droht (vgl. Wehler 1995, S. 770), entsteht eine Gemengelage, in der die 
Bismarck’schen Pläne einer staatlichen Sozialversicherung immer einflussrei-
cher werden (vgl. Schmidt 1998, S. 25).2 Es sind Jahre eines heftigen soziokultu-
rellen Transformationsprozesses. In welcher Weise nicht zuletzt die Arbeiter-
schaft in diesen Jahren mit diesen Umstellungen konfrontiert ist, illustriert ein 
rasanter Urbanisierungsprozess, der die Verhältnisse zwischen Stadt und Land 
im Deutschen Reich seit 1871 nicht nur quantitativ umkehrt, sondern auch 
qualitativ neue Stadtkulturen für formal freie Staatsbürger hervorbringt. Eine 
immense Binnenwanderung, nicht zuletzt der arbeitssuchenden Bevölkerungs-
anteile, prägt vor allem die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts: Lebten zur 

 

1  Hans-Ulrich Wehler beschreibt in seiner DEUTSCHEN GESELLSCHAFTSGESCHICHTE diesen 
„verfehlten Start“ der vereinigten deutschen bürgerlichen Gesellschaft folgendermaßen: 
„Da die Einigungsverhandlungen ohne einen einzigen formellen Vertreter der tonange-
benden politischen Parteien allein zwischen Monarchen und Diplomaten, Bürokraten 
und Bismarck geführt wurden, gelang es Bismarck auch in dieser Phase wiederum, sich 
von einer direkten, verfassungsrechtlich sanktionierten Abhängigkeit von der liberalen 
Nationalbewegung freizuhalten“ (Wehler 1995, S. 327).  

2  Bismarck plante die Einführung einer staatlichen Sozialversicherung. Mit diesem Plan 
konnte er sich zwar nicht durchsetzen, beeinflusste damit aber in entscheidender Weise 
die Errichtung einer „korporatistischen Sonderverwaltungsbehörde“ und konnte eine pri-
vatrechtliche Konstruktion abwehren (Schmidt 1998, S. 25).  
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Reichsgründung noch etwa 2/3 der Bevölkerung in Landgemeinden, sinkt deren 
Anteil bis 1910 auf die Hälfte. 60 % der Staatsbürger leben Anfang des 20. Jahr-
hunderts in den Städten des Deutschen Reiches (vgl. Wehler 1995, S. 510 ff.). 
Arbeitern ist der neue städtische und damit verbunden zumeist von industriel-
len Produktionsrhythmen bestimmte Alltag fremd, was dem Aufbau eines Klas-
senbewusstseins auch ohne einheitliche soziale Lage durchaus dienlich war.3  

Häufig wird die soziale Lage der arbeitenden Land- wie Stadtbevölkerung in 
der nachrevolutionären Phase und den Jahren nach der Reichseinigung dann 
auch als entscheidender Auslöser für den Aufbau einer staatlichen Sozialpolitik 
und einer staatlichen Sozialfürsorge und Jugendpflege genannt. Die Implemen-
tierung eines Wohlfahrtsstaats, so heißt es, stelle primär eine staatliche Reak-
tion auf den Pauperismus der entstehenden industriellen Gesellschaft dar (vgl. 
Hering/Münchmeier 2000, S. 19 ff.). Bereits Hans-Ulrich Wehlers Hinweis auf 
die Permanenz sozialer Ungleichheitsstrukturen auf dem späteren Gebiet des 
Deutschen Kaiserreichs lässt aber Zweifel an einer derartigen Einschätzung auf-
kommen. Damit stellt sich allerdings die Frage, weshalb mit einem Hinweis auf 
soziale Probleme im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts eine staatliche Reaktion 
gefordert und dann auch realisiert wird, wenn menschliche Notlagen keine neue 
Erscheinung darstellen und ihre Verteilungshäufigkeit dazu seit dem 18. Jahr-
hundert fast dieselbe geblieben ist? Doch nicht nur die Tatsache der Notlagen, 
sondern auch das Phänomen einer Universalisierung menschlicher Notlagen in 
der arbeitenden Klasse wird als Begründung für den Implementierungserfolg 
von Sozialversicherungs- und öffentlichen Fürsorgestrukturen vorgebracht. Nur 
kann auch davon in den Jahren nach der Reichseinigung nicht die Rede sein. 
Denn Industrie-, Manufaktur- und Landarbeiterklasse sehen sich mit deutlich 
unterschiedlichen Graden und Formen von Notlagen konfrontiert. An dieser 
Stelle sei nur auf die Unterschiede zwischen urbanem und ländlichem Arbeiter-
leben, zwischen Arbeitsalltagen in der Großindustrie und in kleinen Manufak-
turen, zwischen einer häufig vom „industriellen Fortschritt“ profitierenden 
Facharbeiterschaft und der großen Gruppe der einfachen Arbeiter, die oftmals 
in elenden Quartieren hausen, und nicht zuletzt auf den Unterschied zwischen 
einer primär männlichen Arbeiterschicht und den für die Reproduktion zustän-
digen Frauen und vom Arbeitsprozess ausgeschlossenen Armen verwiesen.  

Doch bezogen sich politische Agitationen, wie sie beispielsweise der Pastor 
Friedrich von Bodelschwingh angesichts der „Wandererproblematik“ entfaltet, 
nicht explizit auf menschliche Notlagen, auf Folgen von Proletarisierungspro-

 

3  Auf die häufig sehr restaurativen Dimensionen der Idealisierung eines ländlichen Lebens-
stils dieses Selbstverständnisses machen Adalbert Evers und Helga Nowotny in ihrer Stu-
die zur Ausbildung wohlfahrtsstaatlicher Regierungsweisen des Sozialen aufmerksam 
(vgl. Evers/Nowotny 1987, S. 130 ff.).  
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zessen des Industriekapitalismus?4 Kann Bodelschwingh, der nicht zuletzt im 
Auftrag einer Gruppe von Bielefelder Kaufleuten agiert, mit seinem Engage-
ment nicht einen entscheidenden Anstoß zur Ausarbeitung und Verabschie-
dung des preußischen WANDERARBEITSSTÄTTENGESETZ im Juni 1907 geben?  

Oder sollte vielmehr die Frage gestellt werden, inwiefern Akteure, wie die 
Bielefelder Kaufleute ein Interesse an der Regulierung dieser neu entdeckten 
sozialen Probleme haben, und wie es dazu kommt, dass politisch Verantwortli-
che auf Einwände, wie diejenigen von Bodelschwingh reagieren und eine staat-
liche Reaktion auf menschliche Notlagen realisieren, wie sie in dieser Weise 
vorher nicht vorlag?  

Die staatliche Reaktion auf menschliche Notlagen und auf deren wachsende 
Thematisierung ist nicht primär humanistisch motiviert, das heißt aus einem 
ethisch begründeten Bemühen entstanden, diese möglichst zu vermeiden. Die 
Implementierung von „Sozialpolitik“ dient vielmehr einer Sicherung spezifi-
scher Formungs- und Formierungsprozesse des Sozialen, einer Sicherung des 
Regierungshandelns. „Der Vagabund war ein Herumtreiber, der an der Periphe-
rie des sozialen Raums blieb, und sein Drama bestand darin, daß er sich außer-
halb der produktiven Ordnung bewegte. Mit dem Pauperismus kommt die Ge-
fahr einer massenhaften Entkoppelung ans Tageslicht, die sogar im Zentrum 
des Produktionsprozesses des Reichtums verankert ist“ (Castel 2000, S. 203). Es 
gilt, bestehende Herrschaftsstrukturen zu sichern.5 Marktliberalen Regierungs-
konzepten, das heißt einer konsequenten Implementierung von Marktkon-
kurrenz, die staatliche Sicherung auf eine Sicherung von Rahmenbedingungen 
reduziert, wird nicht mehr vertraut, sozial-revolutionäre wie sozial-elitäre Kon-
zepte können sich nicht durchsetzen. Dagegen wird mit der Reichseinigung 
eine politische Kultur des Etatismus etabliert.6 Bismarck bringt seine Motiva-

 

4  Als Wandererproblematik wird das Phänomen einer rasant wachsenden Zahl von reisen-
den Erwerbslosen nach den massenhaften Entlassungen in Folge des Gründerkrachs 1874 
verhandelt.  

5  Dieser Zusammenhang verdeutlicht den Thematisierungskontext, in den die Problemati-
sierung humanwissenschaftlicher Reflexionen, wie sie Michel Foucault in DIE ORDNUNG 
DER DINGE anbietet, zu stellen ist. Wenn Foucault schreibt: „Es gibt gar keinen Zweifel, 
daß das historische Auftauchen einer jeden Humanwissenschaft sich anläßlich eines Pro-
blems, einer Forderung, eines Hindernisses theoretischer oder praktischer Ordnung voll-
zogen hat“, weist er darauf hin, dass die humanwissenschaftliche Thematisierung selbst 
Teil von Machttechnologien und Wahrheitsregimen ist, ihre Untersuchungsgegenstände 
also mit konstituiert – beispielsweise das Feld des Sozialen – und nicht auf substanzielle 
Gegebenheiten reagiert (Foucault 1974, S. 414; vgl. Castel 2000, S. 233).  

6  Der politische Regulierungswille wird seit der Reichseinigung – vor allem seit der „Wirt-
schaftskrise“ der Jahre 1873 folgende – sehr viel deutlicher und ersetzt das liberalistische 
Credo, das den Aufbruch in ein „unpolitisches Eldorado“ der Ökonomie in den nach-
revolutionären Jahren noch bis in die Einigungsjahre hinein, propagiert hat (Wehler 1995, 
S. 92).  
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tion zur Regierungssicherung durch die Implementierung eines wohlfahrtsstaat-
lichen Arrangements des Sozialen auf den Punkt, wenn er formuliert: „Aber der 
Staatssozialismus paukt sich durch. Jeder, der diesen Gedanken wieder auf-
nimmt, wird ans Ruder kommen“ (Bismarck 1881, zit. nach Schmidt 1998, 
S. 28). Die Zusammenfassung, die Adalbert Evers und Helga Nowotny in ihrer 
Studie ÜBER DEN UMGANG MIT UNSICHERHEIT: DIE ENTDECKUNG DER GESTALT-
BARKEIT VON GESELLSCHAFT im Anschluss an ein Gutachten des jungen Beveridge 
zum britischen Problem der Armut durch Arbeitslosigkeit geben, fasst treffend 
zusammen: „Was hier postuliert wurde, war die Gewißheit der Möglichkeit, Ar-
mutsphänomene, die zwar nicht ‚natürlichen‘, aber doch ‚systembedingten‘ und 
in diesem Sinne sozialen Charakter haben, durch die entsprechenden Sozial-
politiken bearbeitbar machen zu können; sie zu regulieren, einzudämmen, mit-
hin zu ‚normalisieren‘“ (Evers/Nowotny 1987, S. 130). Die politisch erzwungene 
Solidarität der Arbeiter als Versicherungsmitglieder ist nicht das Ergebnis einer 
Einsicht in die generelle Notwendigkeit einer Begrenzung oder Überwindung 
der den marktwirtschaftlichen Prozessen inhärenten Stratifizierungsdynamik, 
sondern vielmehr die Sicherung der Überbrückungsmöglichkeit von politischer 
Organisation und wirtschaftlichen Bereichen (vgl. Castel 2000, S. 18; Kaufmann 
2002, S. 263).  

1.2 Die soziale Frage 

Alternativ zum wohlfahrtsstaatlichen Programm, das sich schließlich durchset-
zen konnte, werden seit dem zweiten und dritten Drittel des 19. Jahrhunderts 
durchaus andere Konzeptionen diskutiert, wie ein stellvertretender Blick in die 
Arbeiten des bürgerlichen Sozialtheoretikers Lorenz von Stein einerseits und 
der sozial-revolutionären Theoretiker Karl Marx und Friedrich Engels anderer-
seits zeigt.  

Für beide Positionen ist die Entstehung eines Proletariats der entscheidende 
Ausgangspunkt ihrer Analysen. Stein schreibt in PROLETARIAT UND GESELL-
SCHAFT über die entstehende Arbeiterschaft: „Einmal vorhanden, ist es [das 
Proletariat, F. K.] gleichsam nirgends und überall; […] und je höher sich an ei-
nem bestimmten Orte das geistige und materielle Leben des Volkes entwickelt, 
desto massenhafter entfaltet es sich mit ihm, in ihm, durch dasselbe. Vergebens 
wird man versuchen, ihm eine äußere Grenze zu ziehen; (…) Zu den Füßen der 
Industrie, aus dem Samen der geistigen Arbeit, auf dem Boden des öffentlichen 
Rechts und Lebens sproß es empor, stets dasselbe in mannigfach wechselnder 
äußerer Lage und Gestalt. Und schwerer noch als sein Umfang läßt sich bestim-
men, was seine Absichten und sein Ziel sind. In tausend Stimmen werden sie 
laut; aber jeder scheint seinen eignen Weg zu gehen“ (Stein [1848] 1971, S. 16). 
Eine ganz ähnliche Beschreibung nehmen Karl Marx und Friedrich Engels im 
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gleichen Jahr im KOMMUNISTISCHEN MANIFEST vor, wenn sie schreiben: „Aber 
mit der Entwicklung der Industrie vermehrt sich nicht nur das Proletariat; es 
wird in größeren Massen zusammengedrängt, seine Kraft wächst, und es fühlt 
sie mehr. Die Interessen, die Lebenslagen innerhalb des Proletariats gleichen 
sich immer mehr aus, indem die Maschinerie mehr und mehr die Unterschiede 
der Arbeit verwischt und den Lohn fast überall auf ein gleich niedriges Niveau 
herabdrückt. […] [I]mmer mehr nehmen die Kollisionen zwischen dem einzel-
nen Arbeiter und dem einzelnen Bourgeois den Charakter von Kollisionen 
zweier Klassen an. Die Arbeiter beginnen damit, Koalitionen gegen die Bour-
geois zu bilden; […]. Sie stiften selbst dauernde Assoziationen, um sich für die 
gelegentlichen Empörungen zu verproviantieren.“ (Marx/Engels [1848] 1987, 
S. 55). Beide Diagnosen sind eingebettet in entwicklungsgesetzliche Vorstellun-
gen menschlicher Geschichte (vgl. Stein 1850, S. 194; MEW, Bd. 23, S. 789 ff.). 
Während die Diagnose des Anwachsens proletarischer Mächte bei Stein und 
Marx/Engels auf spürbar unterschiedliche politische Überzeugungsböden fällt – 
Stein erscheinen seine eigenen Schilderungen durchaus bedrohlich, bei Marx/ 
Engels lösen sie vielmehr Hoffnung und Zuversicht aus – erweisen sich beide 
Redepositionen als strukturanalog: die menschliche Geschichte ist bei Stein wie 
bei Marx/Engels ein teleologischer Entwicklungsprozess. Stein hält es für erfor-
derlich, dass das Phänomen von „dem Begriff und der Bedeutung des Proleta-
riats“ als Teil des Ganzen, der Einheit der Menschen betrachtet wird (Stein 
[1848] 1971, S. 19 ff.). Das Proletariat bedroht seines Erachtens diese Einheit 
und damit die freiheitliche Entwicklung der Menschheit, während Marx/Engels 
eben diese Spaltung der bürgerlichen Gesellschaft als notwendigen Bestandteil 
historisch-materialistischer Evolutionsprozesse ansehen: Die Bourgeoisie „pro-
duziert vor allem ihre eignen Totengräber. Ihr Untergang und der Sieg des Pro-
letariats sind unvermeidlich.“ (Marx/Engels [1848] 1987, S. 59). Liest man die 
Zielsetzungen beider Perspektiven wird die Analogie frappant. „Die Vielheit 
der Menschen allein, unendlich reich an Kraft, ist auch unendlich reich an Fä-
higkeit zu Arbeit und Genuß. Allein die einzelnen nebeneinandergestellt wür-
den nur die unendliche Vervielfältigung der Armut sein. Erst indem sie fürein-
ander arbeiten, kann jeder einzelne das Maß seiner Bedürfnisse mit dem Maß 
seiner Genüsse erfüllen“, schreibt Stein (Stein [1848] 1971, S. 25; Hervorh. im 
Orig.). Die Marx/Engelsche Variante klingt folgendermaßen: „An die Stelle der 
alten bürgerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen tritt 
die Assoziation, worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die 
freie Entwicklung aller ist“ (Marx/Engels [1848] 1987, S. 69). Sowohl Stein als 
auch Marx/Engels fundieren ihre Überlegungen auf der gleichen grundlegen-
den Einschätzung: die bestehende Gesellschaft sei als kapitalistische Gesell-
schaft unzureichend und führe damit unweigerlich zum „Kampf der Arbeits-
kraft mit dem Kapital“ (Stein [1848] 1971, S. 51).  

Stein und Marx/Engels diagnostizieren somit nicht nur die industriekapita-
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listische Neuformierung des Sozialen in ähnlicher Weise, sondern plädieren 
auch beide für deren grundlegende Neugestaltung.  

Diese Feststellung kann angesichts fundamentaler politisch-programmati-
scher Differenzen zwischen den beiden Positionen auf den ersten Blick über-
raschen.7 Doch die Analogien werden auch an dieser Stelle wieder einsichtig und 
nachvollziehbar, wenn man beide Deutungen von einer anderen Warte aus be-
trachtet: beide Positionen beteiligten sich an der seit dem Ende der 1840er Jahre 
immer stärker dynamisierten Frage eines Umgangs mit der „socialen Frage“.  

Der Tübinger Theologieprofessor Otto Schilling eröffnet fast 100 Jahre nach 
Stein und Marx/Engels seine Schrift DIE SOZIALE FRAGE mit der folgenden Be-
griffsbestimmung: „Unter der sozialen Frage versteht man die Frage nach den 
Mitteln, die geeignet sind, der Not bedrückter Volksklassen oder Stände abzu-
helfen. Keineswegs darf indessen, wenn von der Not bedrückter Volksklassen 
die Rede ist, einseitig an die materielle Notlage gedacht werden. Vielmehr 
kommt auch, und zwar nicht zuletzt, die sittliche und religiöse Seite der so sich 
ergebenden sozialen Fragen in Betracht. (…) Freilich wäre es nicht weniger ver-
fehlt, zu meinen, die religiös-sittliche Erneuerung genüge allein für sich schon, 
die wirtschaftlichen und sozialen Mißstände aus der Welt zu schaffen. Sowenig 
äußere Reformen und Institutionen genügen, ebensowenig sind sie zu entbeh-
ren“ (Schilling 1931, S. 1). Nun ist Schilling weder bürgerlich-liberaler noch kom-
munistischer Revolutionstheoretiker, sondern katholischer Seelsorge-Protago-
nist einer „christlichen Gesellschaftslehre“ und „Wirtschaftsethik“. Doch auch 
diese, von den beiden oben skizzierten Sprecherpositionen differente, dritte 
Redeposition bestätigt retrospektiv die Analogien in den vorherrschenden Ra-
tionalisierungsweisen, dass das Soziale grundlegend neu zu arrangieren sei – sei 
es durch freie Assoziationen, wie es im KOMMUNISTISCHEN MANIFEST verspro-
chen wird, durch eine „kirchliche Caritas“ und „private Wohltätigkeit“, wie es 
Schilling im Kontext katholischer Soziallehre forderte (Schilling 1931, S. 334) 
oder in der von Stein propagierten richtigen Staatsführung (vgl. Stein [1848] 
1971, S. 73 ff.). Das Soziale erfährt im 19. Jahrhundert gegenüber den bis dahin 

 

7  Eckart Pankoke formuliert in seiner Studie SOCIALE BEWGUNG – SOCIALE FRAGE – SO-
CIALE POLITIK: „Wie verständnislos Stein den konstruktiven Zielen einer sozialen Revolu-
tion gegenüberstand, zeigt sich darin, daß er die sozialistische Bewegung nur im Hinblick 
auf die in der liberalen Revolution etablierten Institutionen beurteilen wollte und so ein-
seitig auf deren ‚negative‘ Bewegungsrichtung fixiert blieb.“ (Pankoke 1970, S. 41). Der-
artige dichotome Lesarten werden auch von Einschätzungen gestützt, die das 19. Jahr-
hundert durch einen prinzipiellen Ideenstreit zwischen liberalistischen und marxistischen 
Positionen charakterisieren (vgl. Böhnisch/Arnold/Schröer 1999, S. 31 ff.). Eine Einschät-
zung, der auf der Ebene konzeptioneller Konsequenzen aus den Überlegungen von Marx/ 
Engels und Stein nicht widersprochen werden soll. Allerdings sollte mit einem derartigen 
Hinweis nicht übersehen werden, dass beide Positionierungen zentrale Analogien prägt.  
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gültigen umfassenden Bestimmungen als Übereinkunft (vgl. Rose 2000) eine wei-
tere, nämlich enge Bestimmung als ein bestimmter Sektor oder ein bestimmtes 
Feld menschlicher Sozialitäten (vgl. Deleuze 1979; vgl. Castel 2000, S. 18).8  

Konkrete Gestalt erfährt diese sektorale Form des Sozialen durch die Im-
plementierung des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements – im Deutschen Reich 
strukturiert durch die Bismarck’sche Sozialgesetzgebung seit 1883 und ver-
schiedene Fürsorgegesetze in den Ländern, vor und nach der Reichseinigung. 
Damit wird mit sozialstaatlichen Strukturen das Soziale als spezifischer Sektor 
realisiert: „Das Programm einer Gesetzgebung, die eine Übereinstimmung der 
Gesellschaft mit sich selbst ermöglichen sollte“ (Ewald 1993, S. 421). 

1848 und folgende war allerdings noch ungeklärt, welche Gestalt diese 
Übereinstimmung der Gesellschaft mit sich selbst bekommen sollte. Im dama-
ligen Kampf der Positionen symbolisieren die revolutionstheoretischen und 
herrschaftsstaatlichen Hoffnungen die Pole des Spektrums der Auseinanderset-
zung. Beide Positionen wenden sich derselben Frage zu: Wie ist die Gesellschaft 
freier Individuen zu gestalten? Welche Gestalt muss das Soziale annehmen, um 
der Individualität ihren Entfaltungsraum zu ermöglichen (vgl. Stein [1848] 
1971, S. 91 ff.; MEW, Bd. 3, S. 74 ff.)? Nicht nur Marx/Engels geht es um die 
Überwindung von Staat und Gesellschaft, sondern ebenso Stein. Allerdings er-
hofft dieser sich, wie bereits skizziert, die Transformation durch eine anerkann-
te Herrschaftsinstanz in Form eines Monarchen; einer nicht nur akzeptierten, 
sondern durch die Regierten „innerlich anerkannten“ selbständigen Regierungs-
gewalt also (vgl. Stein [1848] 1971, S. 89). Die Gesellschaft führe sich dann 
selbst, wenn der allgemeine Willen in Form einer fremdführenden Herrschafts-
instanz installiert sei. Marx/Engels bauen demgegenüber auf die Erlangung der 
individuellen Freiheit in der wirklichen Gemeinschaft „in und durch ihre Asso-
ziationen“ (MEW, Bd. 3, S. 74). Damit bleibt die Frage der konkreten Gestal-
tung dieser Synthetisierung allerdings in beiden Fällen relativ unbestimmt. 
Marx/Engels setzen auf die gesellschaftliche Selbstregierungsfähigkeit (Kommu-
nismus), eine Synthetisierung von Allgemeinem und Individuellem ohne die 
damit verbundene Problematik der grundsätzlichen Ambivalenz weitergehend 
zu problematisieren: Inwieweit bedürfen Konflikte zwischen Allgemeininteresse 
und Individualinteresse der formalen Sicherung von Individualrechten, um die-

 

8  Diese doppelte Bestimmung des Sozialen scheint Nikolas Rose eigenartigerweise in seinem 
in diesem Zusammenhang viel zitierten Beitrag THE DEATH OF THE SOCIAL? REFIGURING 
THE TERRITORY OF GOVERNMENT zu entgehen (vgl. Rose 1996). Roseübersetzt die engere 
Bestimmung, wie sie unter anderem in den Arbeiten von Gilles Deleuze, Robert Castel 
oder Francois Ewald formuliert wird, durch seine umfassendere Bestimmung (vgl. ebd., 
S. 75).  
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se nicht durch ein kollektiviertes „Allgemeininteresse“ zu untergraben?9 Diese 
und ähnliche Fragen bleiben im Kern unbeantwortet. Stein schließt diese Lü-
cke. Allerdings mit einem radikal-elitären Programm einer „Regierungswissen-
schaft“, die seines Erachtens ausformuliert werden müsse, um die „Grundsätze(n) 
und Regeln, nach welchen die Staatsgewalt in der höchsten Entwicklung und 
Vollendung aller einzelnen die höchste Vollendung des Staates anerkannt und 
zu erreichen sucht“ benennbar zu machen (Stein [1848] 1971, S. 91). 

Trotz der fundamentalen programmatischen Differenz über die zukünftige 
Gestalt des Sozialen machen die Überlegungen von Marx/Engels und Stein 
eines sehr deutlich: im Zentrum der Debatten dieser Jahre stand die Hoffnung 
auf eine strukturelle Überwindung liberaler Modelle zugunsten einer „socialen 
Demokratie“ (Stein) oder einem sozialistischen oder kommunistischen Modell 
(Marx/Engels). Politische Machtgewinne durch die Arbeiterbewegungen sollten 
entweder verhindert oder erreicht werden – das programmatische Ziel war das-
selbe: die strukturelle Sicherung individueller Entwicklungsfähigkeit.10 

Allerdings führt der Aufbau und die Gestaltung sozialstaatlicher Strukturie-
rungen gerade nicht zu einem strukturell anderen System gegenüber dem be-
stehenden industrie-kapitalistischen, lohnarbeitsfixierten Modell, wie es Marx/ 
Engels einerseits und Stein anderseits in ihrer je spezifischen Version erhofften. 
Vielmehr wird dieses jetzt erst universell fixiert. Die Vorteile einer industrie-
kapitalistischen Arbeitsteilung sollen durch die Implementierung einer „besse-
re(n) rechtliche(n) Organisation des Verhältnisses zwischen Lohnarbeit und 
dem herrschenden Kapital“ fixiert und weiter ausgebaut werden (Schäffle 1870, 
zit. nach Pankoke 1970, S. 190). Die Konkretisierungslücke zwischen vorherr-
schender arbeitsteiliger Struktur und den differenten Zukunftsmodellen eines 

 

9  Das damit angedeutete staatstheoretische Defizit der Marx’schen Überlegungen hat vor 
allem im Anschluss an Antonio Gramsci und Nicos Poulantzas zu einer weit gestreuten 
neomarxistischen Debatte seit Anfang des 20. Jahrhunderts geführt. Insbesondere regula-
tionstheoretische Perspektiven, wie sie unter anderem von Alain Lipietz, Bob Jessop und 
Joachim Hirsch ausgearbeitet werden, versuchen dieses Defizit früher marxistischer Kon-
zeptionen zuüberwinden (vgl. Kap. 3.5).  

10  Die diesem Glaube zu Grunde liegende „Fortschrittsideologie“ hat Hannah Arendt für die 
Marxsche Konzeption in MACHT UND GEWALT verdeutlicht und problematisiert (vgl. 
Arendt 1998, v. a. S. 25 ff.). „Dies eben ist es, was Marx entdeckte, als er Hegel vom Kopf 
auf die Füße stellte: Er akzeptierte von Hegel die Idee der einen in sich schlüssigen 
Menschheitsgeschichte, die sich dem rückwärts gewandten Blick des Historikers erschließt; 
in der Marx’schen Konzeption ändert sich diese Blickrichtung, der Historiker wird zum 
Politiker, indem er, aufgrund der gleichen Hypothese, vertrauensvoll in die Zukunft 
blickt“ (Arendt 1998, S. 32). Eben die historische Vergewisserung ist der Grund für die 
Skepsis, die Arendt einem derartigen Glauben der Entwicklungsgesetzlichkeit einige Zei-
len weiter entgegenbringt: „Kurz, der Fortschritt kann auf keinem wissenschaftlichen 
Feld mehr als Maßstab und Kriterium dienen, mit denen man die von uns entfesselten, 
reißenden Veränderungsprozesse messen oder beurteilen könnte“ (Arendt 1998, S. 34).  
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Arrangements des Sozialen sollte geschlossen werden und wurde schließlich ge-
schlossen – und zwar „sozialstaatlich“ (vgl. Pankoke 1970, S. 170 ff.). Mit den 
„sozialpolitischen“ Programmen, wie sie die jüngere Generation im Verein für 
Sozialpolitik in entscheidendem Maße mitbegründet (vgl. Böhnisch/Arnold/ 
Schröer 1999, S. 31 ff.), wird gleichzeitig die andere mögliche Weichenstellung 
ausgeschlossen: die Installierung eines erwerbsarbeitsunabhängigen Sicherungs-
systems. Die Sozialversicherungssysteme seit den 1880er Jahren waren ebenso 
erwerbsarbeitszentriert wie die Armenfürsorge des ausgehenden 19. Jahrhun-
derts. Allerdings ist damit nicht nur die Arbeitszentrierung der „Armenunter-
stützung“ im deutschen Sozialstaatsystem, die bereits seit der Installierung der 
Zucht- und Arbeitshäuser im 17. Jahrhundert propagiert wurde, fortgeschrie-
ben (vgl. Sachße/Tennstedt 1980, S. 113 ff.). Auch der politisch-strategische An-
satzpunkt der Steinschen wie der Marx/Engelschen Konzeptionen, die Ausein-
andersetzung mit der Entstehung eines industriegesellschaftlichen Proletariats, 
das „Problem“ der Lohnarbeit, ist damit weiter reproduziert. Gerade die Mit-
glieder des VEREINS FÜR SOZIALPOLITIK kannten beide Konzeptionen sehr gut. 
Dass die Frage der Lohnarbeit zum Kumulationspunkt der neuen Gestalt des 
Sozialen im Deutschen Reich wird, ist somit nicht nur eine konsequente Fort-
führung der Armenfürsorge aus feudalistischen Tagen, sondern gerade auch ein 
Ergebnis der Auseinandersetzungen Schmollers, Wagners und später Sombarts 
und anderer mit den sozialrevolutionären und „sozial-democratischen“ Kon-
zeptionen des 19. Jahrhunderts – allerdings zu programmatischen Ungunsten 
dieser Positionen. Lohnarbeit erscheint nicht mehr als zu bearbeitendes Pro-
blem, sondern als Nukleus des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements des Sozialen: 
hierüber wird der Alltag der Erwerbstätigen strukturiert (Synchronisierung), se-
hen sich diese (zwangs)versichert (Solidarprinzip) und erhalten einen rechtlich 
geschützten Status (Arbeitnehmer).11  

1.3 Zur Genealogie sozialer Probleme 

Die Regierung sozialer Probleme – versteht man diese als Notlagen aufgrund 
historisch-spezifischer Übereinkünfte zur Gestaltung des Sozialen – ist keine 
Innovation des 19. Jahrhunderts. Bereits im 14. Jahrhundert regelten Bettelord-
nungen, wie diejenige in Nürnberg, in welcher Weise mit den von Armut be-
troffenen Menschen umgegangen wird (vgl. Sachße/Tennstedt 1980, S. 23 ff.). 
Dominiert wurde der Umgang mit armen Personen in feudalen Sozialordnun-

 

11  Robert Castel symbolisiert für die französische Variante eines wohlfahrtsstaatlichen Ar-
rangements des Sozialen diese Lohnarbeitsfixierung mit dem folgenden Zitat Kaplows: 
„Seit langer Zeit schon sucht man nach dem Stein der Weisen, jetzt ist er gefunden, es ist 
die Arbeit“ (Castel 2000, S. 151).  
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gen allerdings durch eine „politische Ökonomie der Nächstenliebe“ (Castel 
2000, S. 43). Die Gabe des Reichen sollte dem Armen helfen und beiden Seelen-
heil versprechen – dem ersten aufgrund seiner Mildtätigkeit, dem letzteren 
durch die Hinnahme seines Schicksals, das heißt seiner gottgegeben sozialen 
Position. Hinnahme meinte allerdings niemals Passivität, sondern gerade die 
Bereitschaft zur Übernahme der Lebensgestaltungsverantwortung in den vorge-
gebenen Möglichkeiten, also die Bereitschaft und das Bemühen um Arbeit. Nur 
diejenigen, die auch zur Arbeit nicht fähig waren, waren berechtigt, die Unter-
stützung anderer Menschen entgegenzunehmen.12 

Armut ist gottgegebener Alltag. Die Gestaltungsverantwortung ist allerdings 
dem Einzelnen überantwortet, denn er hat die ihm zugewiesene Aufgabe auch 
zu erfüllen. Diese Aufforderung, dem Souverän, Gott und seinen irdischen Ver-
tretern, Folge zu leisten, gilt programmatisch für Reiche wie Arme. So weist die 
NÜRNBERGER BETTELORDNUNG nicht nur eine ganze Reihe exakter Verhaltens-
weisen für die Bettler in der Stadt aus, verlangt unter anderem deren beeidete 
Anerkennung als Bedürftige, den bezeichneten Ausweis jedes Einzelnen und 
die Registrierung der Bettelnden, sondern formuliert auch eine öffentliche Ver-
antwortung für zumindest die Armen, die alle genannten Regeln erfüllen und 
dennoch keine Unterstützung erfahren können: „Falls aber ein Mitglied des 
Rats erfährt, daß die armen Leute unter den Gesetzen und der Ordnung, wie sie 
oben beschrieben wurden, ihren Unterhalt nicht erlangen können, dann soll es 
das den Rat wissen lassen, und dann soll man eine Änderung herbeiführen, in-
dem man zu einer Lösung kommt, die nicht zu belastend für die armen Leute 
ist“ (zit. nach Sachße/Tennstedt 1980, S. 64).  

Dem bezeichneten und somit legitimierten Bettler wird aber auch bei Strafe 
von einem Jahr Stadtverbannung vorgeschrieben, wenn er „eine offene, schlim-
me Verletzung an seinem Leibe oder seinen Gliedern hat, wovon die schwange-
ren Frauen durch Hinsehen Schaden erleiden könnten, diese Verletzung [zu] 
verdecken und nicht offen sichtbar [zu] zeigen oder zur Schau [zu] stellen“ (zit. 
nach Sachße/Tennstedt 1980, S. 65). 

Die Macht des Souveräns bestimmt die Führungsweisen, die Regierungs-
gestalt dieser Zeit: sie gilt es anzuerkennen, ansonsten wird das Existenzrecht 
entzogen – sei es durch die Verbannung aus dem Herrschaftsraum (Stadtgren-
zen) oder in anderen Fällen durch Hinrichtung: „nur dank der Tatsache, daß es 

 

12  Der Reformator Wenzel Linck formuliert dazu in seinen Ausführungen VON DER ARBEIT 
UND VOM BETTELN 1523: „Armen Bedürftigen, die sich mit körperlicher oder geistiger 
Arbeit nicht zu erhalten vermögen und doch in Schmerzen das Kreuz, wodurch sie un-
term Gesetz Gottes stehen, tragen, denen ist man Hilfe schuldig aus brüderlicher Liebe 
und göttlichem Gebot“ (Linck 1523, zit. nach Sachße/Tennstedt 1980, S. 61). Von diesen 
seines Erachtens wirklich Bedürftigen seien die Bettler zu unterscheiden, deren Verhalten 
als Verstoß gegen das Gebot Gottes gedeutet wurde.  
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den Souverän gibt, hat der Untertan das Recht, lebendig oder gegebenenfalls tot 
zu sein“ (Foucault 1999², S. 277). 

Im 17. und 18. Jahrhundert werden derartige Regierungsweisen in deutlich 
veränderter Gestalt realisiert. In den Bestimmungen des ALLGEMEINEN LAND-
RECHTS FÜR DIE PREUSSISCHEN STAATEN von 1794 wird das Betteln für Fremde 
wie einheimische Arme verboten. Allerdings werden nurmehr die fremden 
Bettler der Stadt verwiesen. Für die einheimischen Armen sieht § 5 vor, dass sie 
„an den Ort, wohin sie gehören, und wo für sie nach den Vorschriften des ge-
genwärtigen Titels gesorgt werden muß, zurückgeschafft werden“ (zit. nach 
Sachße/Tennstedt 1980, S. 275). Arme werden nun als Bestandteil einer terri-
torial identifizierten Bevölkerungsgruppe bestimmt. Mit dieser Zuschreibung 
wird einerseits eine staatliche Pflicht zur Ernährungssicherung aller Gemeinde-
mitglieder verbunden. Und andererseits wird die Arbeitspflicht der Armen, die 
bereits in den mittelalterlichen Bettelordnungen fixiert war, nicht mehr als Aus-
druck einer Anerkennung der Macht des Souveräns legitimiert. Vielmehr 
schreibt sich die politische Gemeinschaft die Aufgabe zu, alle Mitglieder zu dis-
ziplinieren. Verweigern sich arme Personen ihrer Arbeitspflicht, so sollen diese 
„durch Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger Aufsicht 
angehalten werden“ (zit. nach Sachße/Tennstedt 1980, S. 275). Zucht- und Ar-
beitshäuser, wie sie seit dem 17. Jahrhundert auf dem späteren Gebiet des deut-
schen Reichs eingerichtet werden, symbolisieren diesen Wandel von der Souve-
ränitätsmacht zur Disziplinarmacht (vgl. Foucault 1999²). Foucault hat diesen 
Transformationsprozess als Wandel von der „Macht, sterben zu machen oder 
leben zu lassen“ in das neue „Recht, leben zu machen und sterben zu lassen“ be-
schrieben (ebd., S. 278). Die Gestaltung der Verhaltensweisen des einzelnen 
Menschen rückt in den Mittelpunkt der entstehenden Fürsorgeanstalten, bei-
spielsweise der Rettungshäuser. Hier werden die Menschen dazu geführt, ihr 
Leben leben zu können, was vor allem bedeutete, arbeitsam zu sein.  

Gleichzeitig deutet sich bereits eine weitere Verschiebung in den Regie-
rungsstrategien und -technologien an, wie sie sich auf dem Gebiet des Deut-
schen Bundes und nachfolgend des Deutschen Reichs in der nachrevolutionären 
Phase und vor allem in den Jahren seit der Reichseinigung durchsetzt. Bauten 
die Verfasser des zitierten ALLGEMEINEN LANDRECHTS in Preußen noch auf eine 
Regierung einzelner Personen durch gezielte Disziplinierungsmaßnahmen, so 
tauchen in den Beschreibungen der Armenfürsorge und der sich konstituieren-
den Jugendhilfe nun weitere Strategien auf. Hinsichtlich der Unterbringung 
von armen Gemeindemitgliedern in Armenhäusern schreibt ein Arzt am Ende 
des 19. Jahrhunderts: „Daß diese Art der Versorgung nicht nur die allerunwür-
digste ist, sondern auch durch Möglichkeit der Verschleppung von Krankheits-
stoffen, durch die Unterbringung der Ortsarmen in Scheunen und Ställen in 
gesundheitspolizeilicher Beziehung große Gefahren einschließt, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Wiederholt wurden auf diese Weise die Familien der 



26 

Kostgeber nacheinander mit Krätze angesteckt“ (zit. nach Sachße/Tennstedt 
1980, S. 325). Nicht mehr der Individualkörper als solcher steht im Mittelpunkt 
der Regierungsstrategien, sondern der Arme als Teil des Bevölkerungskörpers: in 
diesem Fall als potenzieller Ansteckungsherd für die Ortsgemeinde. Disziplinie-
rende Politiken erfahren eine Erweiterung und Differenzierung. Die Gestaltung 
des Lebens wird nun zunehmend als bewusst kalkulierende Strategie und in 
konkreten eingreifenden Technologien realisiert: seit dem 18. Jahrhundert eta-
blieren sich solche biopolitischen Programme und Maßnahmen (vgl. Foucault 
1999¹, S. 170) – unter anderem gegenüber der nachwachsenden Generation in 
einem Feld des entstehenden sozialen Sektors: der Kinder- und Jugendfürsorge 
(vgl. Uhlendorff 2001).  

1.4 Thematisierung des Sozialen 

Uwe Uhlendorff stellt die Frage, ob die Geschichte der Jugendhilfe revisions-
bedürftig sei (vgl. Uhlendorff 2001). Seine grundlegenden Einwände gegenüber 
vorliegenden Darstellungen zur Implementierung öffentlicher Jugendhilfe re-
kurrieren in erster Linie auf Detlev Peukerts Studie GRENZEN DER SOZIALDISZI-
PLINIERUNG (vgl. Peukert 1986). Dieser schreibe die Geschichte der Jugendhilfe 
als reine „Repressionsgeschichte, als Geschichte der Sozialdisziplinierung“ (Uh-
lendorff 2001, S. 41; vgl. Gräser 2001).13 In seiner aktuellen GESCHICHTE DES JU-
GENDAMTS formuliert Uhlendorff nun ausführlich seine Gegenthese, öffentliche 
Jugendhilfe sei bereits in ihrer Konstitutionsphase seit den 1870er Jahren durch 
eine „prophylaktische Hilfs- und Erziehungsmentalität“ geprägt (Uhlendorff 
2003, S. 90, 270). „Den Gründern dieser ersten öffentlichen Jugendhilfeeinrich-
tungen“, schreibt Uhlendorff mit Bezug auf die Debatten um das hessische 
Zwangserziehungsgesetz in den 1860er Jahren und das 20 Jahre später verab-
schiedete Fürsorgeerziehungsgesetz, „ging es also nicht darum, Halbstarke be-
stimmten Disziplinierungstorturen zu unterwerfen, durch die sie bürgerliche 
Werte von gesellschaftlicher Tüchtigkeit verinnerlichten. Das Konzept öffentli-
cher Jugendhilfe […] richtete sich primär auf das Säuglings- und Kindesalter 

 

13  Uhlendorff zitiert zu dessen Charakterisierung folgende zusammenfassende Einschätzung 
Peukerts: „Sozialpolitik gewann so den Charakter einer inneren Kolonialisierung, die der 
Barbarei der Unterschichten zu deren Bestem und zum Heile der Gesellschaft ebenso zu 
Leibe rückte, wie die äußere Kolonialisierung der Rückständigkeit und Unwissenheit der 
Wilden zum Nutzen der Weltzivilisation und zum Profite der Kolonialmächte ein Ende 
bereiten sollte. Und wie im Prozess der äußeren Kolonialisierung vermengten sich auch 
in dem der inneren Kolonialisierung Herrschaft und Ordnungsangebot, Ausbeutung und 
ökonomische Eingliederung, Zuwendung zur fremden Welt und Zerstörung dieser 
Fremdheit“ (Peukert 1986, zit. nach Uhlendorff 2001, S. 40 f.).  



27 

und wollte in erster Linie dem Kindstod, sittlicher Verwahrlosung und Jugend-
kriminalität vorbeugen“ (Uhlendorff 2003, S. 270). Uhlendorff entwirft eine 
Konstitutionsgeschichte öffentlicher Jugendhilfe, die seines Erachtens durch ei-
nen „moderne[n] pädagogische[n] Sachverstand“ dynamisiert werden konnte, 
der zur Ablösung der traditionellen Zwangserziehung und „zur Konstitutierung 
von pädagogisch kompetenten Behörden [geführt habe]“ (Uhlendorff 2003, 
S. 274). Dieser Hinweis erscheint hinsichtlich der hessischen Debattenbeiträge, 
die Uhlendorff vorstellt, zumindest auf den ersten Blick durchaus nachvollzieh-
bar. Denn die beiden Landtagsabgeordneten Friedrich Küchler und Wilhelm 
Klingelhöffer, deren Argumentationen für Uhlendorffs Studie von zentraler Be-
deutung sind, begründen ihren 1860 eingebrachten Antrag zur Implementie-
rung einer öffentlichen Zwangserziehung im Großherzogtum Hessen damit, 
dass „die eminente Mehrheit der Verbrechen aus verderbter Erziehung hervor-
ging“ und fordern deshalb eine staatliche Verantwortungsübernahme für die 
Erziehung dieser Kinder (zit. nach Uhlendorff 2003, S. 47). Und eben dieser 
Hinweis führt Uhlendorff zur Annahme, bereits hier werde die Vorstellung ei-
nes Rechts auf Erziehung grundgelegt, das dann seit dem Reichsgesetz für Ju-
gendwohlfahrt (RJWG) 1922/24 gewissermaßen die Prämisse der für die Ju-
gendhilfe seither grundlegenden Gesetzgebung bildet (vgl. Uhlendorff 2003, 
S. 48 ff.).  

Uhlendorff sieht die Wahrnehmung zweier neuer „Problemtypen“ in der öf-
fentlichen Aufmerksamkeit dieser Jahre als entscheidenden Grund für die Aus-
einandersetzungen um die Frage der Notwendigkeit einer öffentlichen Jugend-
hilfe an: das „verwahrloste Kind“ und das „Pflegekind“ (Uhlendorff 2003, S. 41, 
46). Vor allem der erste Typus dient ihm im Zusammenhang seiner Rekon-
struktion der hessischen Landtagsdebatten und den damit verbundenen öffent-
lichen Auseinandersetzungen als Argument für die seines Erachtens bereits 
frühzeitige sozialpädagogische Aufgabenbeschreibung: „Vorbeugung von Ver-
wahrlosung“ (Uhlendorff 2003, S. 63). Als entscheidende Lobbygruppen für 
eine derartige Mobilisierung einer öffentlichen Fürsorgeerziehung nennt Uh-
lendorff die Gruppen der Lehrer und der Juristen. Seit das hessische Volks-
schulgesetz 1874 die Schulpflicht für die hessischen Kinder fixiert habe, sei die 
Problematik in der Realisierung einer Volkserziehung für alle Kinder deutlich 
geworden. „Nun gab es aber soziale Milieus, die sich nicht ohne weiteres in das 
öffentliche Erziehungssystem integrieren ließen und sich ihm sogar entzogen. 
Sollte die allgemeine Schulpflicht, das öffentliche Erziehungssystem aufrecht-
erhalten werden, waren weitere staatliche Maßnahmen erforderlich“ (Uhlen-
dorff 2003, S. 60). Dass die Jugendhilfe nicht zuletzt aufgrund der Lobbyarbeit 
von Lehrern konstituiert wurde, könnte als Treppenwitz der Geschichte ver-
standen werden – scheint doch erst die funktionalistische und im politischen 
Distinktionsinteresse entworfene institutionelle Abgrenzung der Jugendhilfe 
gegenüber der Schule (und Familie), wie sie in der Bäumerschen Definition 
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1929 zusammengefasst wird, den Implementierungserfolg der öffentlichen Ju-
gendhilfe ermöglicht zu haben.14  

Parallel zur Dynamisierung der Diskussionen um eine staatliche Erziehungs-
sicherung durch Lehrer unterstützt eine zweite Gruppe die Idee einer staat-
lichen Erziehungssicherung: die „fortschrittlichen Richter“ (Uhlendorff 2003, 
S. 61). Hier werde immer vehementer die Vorstellung vertreten, abweichendem 
Verhalten von Kindern lägen primär familiäre Ursachen zu Grunde. Eine 
„(s)taatliche Zwangserziehung, so die Forderung, sollte die gerichtlich verhäng-
te Strafe gegenüber dissozialen Jugendlichen ersetzen“ (ebd.).15  

Der Frankfurter Historiker Marcus Gräser hat Uhlendorff in einer Replik 
„pädagogischen Optimismus“ vorgehalten, „der in eine Schönwetter-Diagnos-
tik münden kann“ (Gräser 2001, S. 617; Hervorh. im Orig.).16 Gräser kritisiert 
den Eigentümlichkeitsanspruch einer sozialpädagogischen Geschichtsschrei-
bung: „Die Strukturiertheit der Jugendfürsorge verweist immer auf eine Struk-
tur, die ‚größer‘ ist als der ‚eigentliche‘ Gegenstand“ (ebd., S. 615). Dem His-
toriker erscheine es manches Mal so, „als ob das ausschließliche Interesse die 
Sozialpädagogen dazu brächte, ihren Gegenstand gewissermaßen im ‚Vakuum‘ 
zu analysieren“ (ebd.; Hervorh. im Orig.). Und wirklich nimmt Uhlendorff be-
achtlich selektiv Anschluss an eine sozialtheoretische Analyse der Konstitu-
tionszusammenhänge öffentlicher Jugendhilfe in den Jahren vor und nach der 
Reichsgründung. Zentrale Ursachen für erste Erfolge einer Implementierung 
kommunaler Jugendhilfestrukturen stellen für Uhlendorff die allgemeine Schul-

 

14  Die für das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz zuständige Ministerialrätin Bäumer schreibt in 
dem von Herman Nohl und Ludwig Pallat 1929 herausgegebenen HANDBUCH DER PÄD-
AGOGIK Sozial-Pädagogik bezeichne, „nicht ein Prinzip, dem die gesamte Pädagogik, so-
wohl ihre Theorie wie ihre Methoden, wie ihre Anstalten und Werke – also vor allem die 
Schule – unterstellt ist, sondern einen Ausschnitt: alles was Erziehung, aber nicht Schule 
und nicht Familie ist“ (Bäumer 1929¹, S. 3). Das Verhältnis von Jugendhilfe und Schule 
wird seit der Konstitution öffentlicher Jugendhilfe immer wieder thematisiert (vgl. Graßl 
1954; Wiese 1961; Giesecke 1973, 2002; Flösser/Otto/Tilmann 1996; Oelerich 1998). Im 
Nachhall zu dem so genannten PISA-Schock, den die Ergebnisse der internationalen 
Schulleistungsmessungen Anfang des 21. Jahrhunderts ausgelöst haben, hat die Debatte 
um das Verhältnis von Jugendhilfe und Schule eine erneute Konjunktur und eine vehe-
mente Dynamisierung erfahren (vgl. Coelen/Otto 2004; Otto/Rauschenbach 2004; seither 
u. a. Olk/Speck 2012).  

15  Vor allem hinsichtlich des Auf- und Ausbaus so genannter geschlossener Unterbrin-
gungsmöglichkeiten erweisen sich aktuell die (Jugend-)Richter wieder einmal als eine ein-
flussreiche gesellschaftliche Gruppe bezüglich der Diskussionen um eine Neugestaltung 
von Jugendhilfeangeboten.  

16  Gräser arbeitet diesen Einwand leider nicht weiter aus, sondern fügt ihn nur innerhalb 
seiner grundsätzlichen Kritik an einer sozialpädagogischen Geschichtsschreibung ein, die 
durch „ein ausschließliches Interesse (motiviert sei…), zu einer Stärkung der Disziplin 
und einer stabilen beruflichen Identität“ beizutragen und damit die Strukturiertheit der 
Jugendhilfe aus dem Blick verliert (Gräser 2001, S. 615).  
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pflicht in Hessen, das Auftauchen neuer Problemtypen in ländlichen, klein- wie 
großstädtischen Zusammenhängen und eine Zunahme sozialer Probleme dar, 
wie sie statistische Auszählungen beispielsweise hinsichtlich der Zahl „verwahr-
loster“ Kinder oder der „hohen Säuglingssterblichkeit“ zu belegen scheinen. Er-
folgreich öffentlich kommuniziert, hätten diese Phänomene dann eben vor al-
lem Lehrer und Richter.  

Völlig ausgespart bleibt in Uhlendorffs Arbeiten allerdings die Frage, wie es 
zu einer relevanten Thematisierung eben dieser Phänomene kam. Denn „Ver-
wahrlosung“ und „Säuglingssterblichkeit“, d. h. zerlumpte und verwilderte Kinder 
und sterbende Neugeborene, sind kein Novum, das erst seit Ende des 19. Jahr-
hunderts unter anderem im Großherzogtum Hessen festgestellt werden kann. 
Entscheidend für die Implementierungserfolge der Jugendhilfe kann also nicht ein 
generelles Auftauchen und eine generelle Wahrnehmung dieser lange bekannten 
Phänomene sein, sondern die spezifische Wahrnehmung dieser sozialen Probleme 
als eben solche. Wie kommt es also dazu, dass menschliche Notlagen als soziale 
Probleme seit dem zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts eine derartige Relevanz 
erfahren? Wie kommt es dazu, dass der Tod von Neugeborenen als „Säuglings-
sterblichkeit“ erstmals umfassend statistisch erfasst wird, die Situation der her-
umlungernden, ungepflegten Kinder als „verwahrlost“, das heißt abweichend 
von dem als „normal“ definierten Standard, beschrieben wird – ganz im Unter-
schied zur ständischen Gesellschaft des 17. und beginnenden 18. Jahrhunderts?  

1.5 Jugendhilfe als Normalisierung 

Die Wortwahl, mit der die hessischen Abgeordneten und Regierungsbeamten 
Küchler und Klingelhöffer ihren Antrag auf ein staatliches Zwangserziehungs-
gesetz rechtfertigen, symbolisiert die neuen Gestaltungsformen des Sozialen. 
Der „Staat [dürfe] nicht länger zusehen, wie auf solche Weise eine böse Saat in 
seinem Schoß aufschießt [vorher sprechen die Abgeordneten von der Verwahr-
losung von Kindern aus unteren sozialen Klassen aufgrund fehlender elterlicher 
Fürsorge, F. K.], welche, anstatt ihm nützliche Bürger zu schaffen, nur zu lästi-
ger Bevölkerung der Zuchthäuser dient.“ (zit. nach Uhlendorff 2003, S. 47). 
Fruchtbare Wachstumsbedingungen gestalten – die „böse Saat“ verhindern und 
einen „guten“ Raum schaffen, lautet das Argument. Das 1887 im zweiten An-
lauf verabschiedete Fürsorgeerziehungsgesetz in Hessen geht dann bereits über 
das preußische Zwangserziehungsgesetz hinaus17: „Nicht nur bei Kindern, die 

 

17  Das preußische Zwangserziehungsgesetz vom 13. März 1878 wird innerhalb der Ge-
schichtsschreibung Sozialer Arbeit und Jugendhilfe als frühes Symbol der sich implemen-
tierenden Jugendhilfe gedeutet (vgl. Hering/Münchmeier 2000, S. 63).  
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